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In den katholischen Krankenhäusern 
des Saarlands ist es wie überall: Die 
Pflegenden sind am Ende ihrer Kräfte, 
Patient/innen können nicht angemes-
sen versorgt werden. Doch etwas ist 
anders: Beschäftigte der Marienhaus-
Klinik Ottweiler, im Caritas-Klinikum 
Saarbrücken und anderen kirchlichen 
Einrichtungen wollen das nicht länger 
hinnehmen. Zusammen mit den Beleg-
schaften aller saarländischer Kliniken 
fordern sie Entlastung. Und sie sind 
zum ersten Mal bereit, dafür zu strei-
ken. Dadurch sehen sich die kirchlichen 
Arbeitgeber gezwungen, Gespräche 
mit ver.di zu führen. Schon das ist ein 
erster Erfolg. Doch ohne wirkliche 
Verbesserungen geben die Kolleginnen 
und Kollegen keine Ruhe.

Große Dynamik, viele Beitritte
Noch vor wenigen Monaten spielte 
ver.di im Alltag der Marienhaus-Klinik 
Ottweiler keine Rolle, nur wenige 
Beschäftigte waren in der Gewerk-
schaft organisiert. Doch mittlerweile 
sind rund 40 Prozent der 130 Pflege-
kräfte ver.di beigetreten. Viel läuft 
über eine WhatsApp-Gruppe, bei  
der jede zweite Pflegekraft mitmacht. 
Wöchentlich kommen bis zu 30 Kolle-
ginnen und Kollegen in ihrer Freizeit  
zu einem »Entlastungs-Stammtisch«. 
Dort wird nicht nur über den Stand  
der Auseinandersetzung informiert.  
Es finden auch grundsätzliche Diskus
sionen über Krankenhausfinanzierung, 

Gefährdungsanzeigen und das kirch
liche Arbeitsrecht statt. »Das gibt  
den Aktiven Sicherheit«, erklärt Max 
Manzey vom Organizing-Team von  
ver.di, das die Kolleg/innen unterstützt.

»Die Kirchen haben jahrzehntelang 
erfolgreich das Gerücht gestreut, dass 
sich die Beschäftigten nicht gewerk-
schaftlich organisieren und nicht strei-
ken dürften – das muss man aus den 
Köpfen kriegen«, sagt der Kranken
pfleger Thorsten Wälder aus Ottweiler.  
»Es ist sehr motivierend, wie schnell 
wir mehr werden und wie viel wir in  
so kurzer Zeit erreichen.« Auslöser der 
Dynamik war ausgerechnet ein Ein-
schüchterungsversuch: Die Kliniklei-
tung untersagte den Teams, bei einer 
Foto-Aktion für Entlastung mitzuma-

Ganz vorn

chen und Bilder von den Stationen im 
Internet hochzuladen. Daraufhin trafen 
sich die Aktivist/innen privat, machten 
ein Foto und verteilten es per Flugblatt 
im ganzen Betrieb. »Das hat gezeigt, 
wie kreativ und flexibel man auf so 
etwas reagieren kann«, meint der 
33-Jährige. »Man darf sich nur nicht 
einschüchtern lassen.«

Nicht Bange machen lassen wollten 
sich die Kolleg/innen in Ottweiler auch 
beim Thema Streik. Ihre Strategie: 
Wenn mindestens 15 Beschäftigte 
schriftlich erklärten, sich am Arbeits-
kampf zu beteiligen, wollten sie bei 
der saarlandweiten Aktion mitmachen. 
Das Quorum war schon übererfüllt, als 
die Klinikleitung plötzlich Gespräche 
mit ver.di anbot. Daraufhin beschlos-
sen die Gewerkschafter/innen, zu-
nächst nicht in den Ausstand zu treten. 
»Klar ist aber: Wenn die Verhandlun-
gen nichts bringen, ist die Streikbereit-
schaft wieder da«, betont der Kran-
kenpfleger Tim Umhofer. »Wir haben 
ein Zeichen gesetzt: Es geht – auch in 
katholischen Häusern und auch wenn 
sich der Arbeitgeber immer wieder auf 
den kircheninternen Dritten Weg be-
ruft, können sich die Beschäftigten für 
ihre Interessen einsetzen.« 

Das motiviert auch andere. »ver.di 
hat uns einen Weg eröffnet, für bessere 
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Entlastung gibt es nur, wenn viele dafür aktiv werden. Beschäftigte katholischer Kliniken im Saarland machen es vor.
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Arbeitsbedingungen einzutreten«, sagt 
die Krankenpflegerin Bärbel C., die seit 
27 Jahren im Caritas-Klinikum Saarbrü-
cken arbeitet. Mit der Gewerkschaft 
hatte sie in all den Jahren nichts zu tun 
– so, wie fast alle ihrer Kolleg/innen. 
»Die Leitungen haben uns immer wie-
der eingebläut, dass wir nicht streiken 
dürfen«, so die 49-Jährige. »Und das 
war ja auch irgendwie bequem: Die 
anderen erkämpfen die Tarife und wir 
ziehen nach.«

Doch in den vergangenen Wochen 
sind 25 Beschäftigte der Caritas bei 
ver.di eingetreten. Auslöser dafür seien 
die »katastrophalen Arbeitsbedingun-
gen«, ist Bärbel C. überzeugt. Als sie 
anfing, seien auf ihrer Station doppelt 
so viele Pflegekräfte gewesen wie 
heute. »Mit so wenigen Leuten ist die 
Arbeit einfach nicht zu schaffen.« 
Doch statt darüber nur zu jammern, 
werden Saarlands Klinikbelegschaften 
jetzt aktiv.

Neben Caritas und Marienhaus will 
auch die Uniklinik mit ver.di über Ent-
lastung verhandeln. Ob etwas bei den 
Gesprächen herauskommt, war zu 
Redaktionsschluss noch unklar. Auch, 
ob die Landesregierung ihr Verspre-
chen hält, gesetzliche Mindestbeset-
zungen in der Pflege auf den Weg zu 
bringen. Sicher ist: Die Beschäftigten 
der saarländischen Krankenhäuser 
haben schon viel bewegt. Und sie 
wollen dranbleiben – gemeinsam und 
trägerübergreifend.

Pflegesensitiv. Der Gröhe hat es ge-
sagt. Genau, der Hermann, der Bun-
desgesundheitsminister. Was für ein 
tolles Wort. Was ist das nur?

Die beim Ministerium angesiedel-
te Expertenkommission hat festge-
stellt, dass man für eine sichere Pati-
entenversorgung mehr Personal 
brauche. Und nun müsse man eben 
in den pflegesensitiven Bereichen 
Personaluntergrenzen vereinbaren. 
Hört sich erst mal gar nicht schlecht 
an. Passt ja irgendwie nicht zur Logik 
der Fallpauschalen, der DRG. 

Aber, gemach. Damit das nicht so 
schnell geht, hat man die Deutsche 
Krankenhausgesellschaft und die 
Gesetzliche Krankenversicherung in 
Zusammenarbeit mit der Privaten 
Krankenversicherung beauftragt, bis 
30. Juni 2018 mal ein paar Vorschlä-
ge zu machen. Gerade hat man sich 
erst auf dem 16. Nationalen DRG-
Forum heftig gezofft. Thomas Reu-
mann von der Krankenhausgesell-
schaft hält nichts von bundesweit 
einheitlichen Personalvorgaben für 
die Krankenhäuser in der Pflege.

Keine gute Voraussetzung, wenn 
man nun aber solche Vorgaben für 
pflegesensitive Bereiche machen soll.

Was ist denn nun pflegesensitiv? 
Ich schaue im Internet. Ich lese: »Rei-
ne Pflege Sensitiv Seife.« Das meint 
der Gröhe doch nicht? Aber was 
dann? Sensitiv bedeutet dünnhäutig, 
überempfindlich, zimperlich und 
tüttelig. Also, überempfindliche oder 
zimperliche Pflege. Was denn nun?

Meine Kollegin klärt mich auf. 
Man meine die Bereiche, in denen 
Pflege besonders wichtig sei, zum 
Beispiel auf Intensiv. Ich verstehe. Am 
dermatologischen Krankenbett geht 
es nicht so dünnhäutig zu und beim 
chirurgischen Patienten ist Überemp-
findlichkeit nicht gefragt. Oder wie? 
Bis dato hatte ich immer gedacht, 
dass die Pflege stets sensitiv sei.

Wo Pflege gebraucht wird, wird 
Pflege gebraucht. Wo ein Patient oder 
eine Bewohnerin, da muss auch 
Pflege sein. Und zwar so viel wie 
nötig. Oder wir stellen nur noch 
Piloten in flugsensitiven Flugzeugen 
ein, oder Minister in ministersensiti-
ven. Letzteres könnte man ja mal 
bedenken.

Was wir brauchen, sind Personal-
vorgaben für alle Bereiche. Man 
nennt das auch Personalbemessung. 
Wir erwarten Vorgaben, die kurzfris-
tig die nötige Entlastung für die Pfle-
ge bringen. Dazu bedarf es Klarheit. 
Untergrenzen dürfen nicht ohne 
Konsequenzen unterschritten werden. 
Stellen müssen geschaffen werden. 
Das ist das, was wir vom Gesetzgeber 
fordern. Sensitiv. Und zwar bald. 

Apropos, sensitive Seife für die 
Pflege. Einseifen lassen wir uns nicht,
vermerkt euer  
                               Michael Quetting

Reportage aus der Wäscherei des 
Klinikums Saarbrücken         Seite 7

Billig um jeden Preis 

Wir brauchen dich
Krankenhausstreik am 27. März im Saarland. Bundesweit setzen sich 
Beschäftigte der Kliniken für Entlastung und mehr Personal ein.

Interview mit ver.di-Sekretär Michael Quetting 
zur Tarifbewegung Entlastung im Saarland: 
www.bit.ly/Interview-Quetting

Thorsten Wälder, Sabrina Blocksdorf und Tim Umhofer (v.l.n.r.) engagieren sich für mehr Personal.
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Im Osten was Neues

Beschäftigte in Brandenburg streiken 
für gute Tarifverträge.            Seite 3

Das Schwarze Brett   Seiten 4 und 5
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Aktivieren!Aktivieren!Aktivieren!
Sicherheitsbeauftragte:

Aktivieren!Aktivieren!Aktivieren!
Sicherheitsbeauftragte:
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INFOECKE  BETRIEBSRAT

IMPRESSUM

Endlich: Der Frühling ist da. Doch 
anstatt sich die Luft den ganzen 
Tag in der Frühlingssonne um die 
Nase wehen zu lassen, ruft die 
Arbeit. Wie steht es da um Früh­
lingsgefühle und flirten? Spielt das 
in eurem Betrieb eine Rolle? Das 
wollten wir von vier Kolleginnen 
und Kollegen unterschiedlicher 
Einrichtungen wissen.      

NACHGEFRAGT: DIANA SGOLIK

Christian B.
Gesundheits- und Krankenpfleger

Richard U. 
Gesundheits- und Krankenpfleger

Allein richten wir nicht genug aus. Wir 
können aktive Kolleg/innen mit aufs 
Spielfeld holen. Da können sie in ihrer 
Arbeitszeit viele erreichen und sind 
sogar besonders geschützt. Darum 
schreibt die gesetzliche Interessenver-
tretung:

»Sehr geehrte Damen und Herren, 
uns machen die zunehmenden Klagen 
der Beschäftigten über ihre Überlas-
tung Sorgen: Wir bereiten deshalb 
Initiativen zur Festlegung zeitnah wirk-
samer Maßnahmen zu deren Gesund-
heitsschutz vor.
Sie bestellen unter unserer bzw. »unter 
Beteiligung des Betriebsrates oder 
Personalrates Sicherheitsbeauftragte 
unter Berücksichtigung der im Unter-
nehmen für die Beschäftigten beste-
henden Unfall- und Gesundheitsgefah-
ren und der Zahl der Beschäftigten« 
(SGB VII § 22).
•	 Sicherheitsbeauftragte sollen räum-

lich, zeitlich und fachlich nahe bei 
den Kolleginnen und Kollegen ar-
beiten (DGUV Regel 100-001, Seite 
67). Nach welchem Zahlenschlüssel 
in den Arbeitsbereichen und Schich-
ten stellen Sie das sicher?

•	 Welche besonderen Unfall- und 
Gesundheitsgefahren unter ande-
rem durch Ihre Arbeitszeitorganisa-
tion berücksichtigen Sie dabei?

•	 Welche der Sicherheitsbeauftragten 
nehmen an der Arbeit des Arbeits-
schutz-Ausschusses (ASA) tatsäch-
lich teil?

•	 Wie versetzen Sie die Sicherheitsbe-
auftragten in die Lage, von Ihnen 
unerwünschte Abweichungen von 
den gesicherten arbeitswissen-
schaftlichen Erkenntnissen über die 
menschengerechte Gestaltung der 
Arbeitszeit zu erkennen?

Für unsere Sitzung am ….. ab ….. Uhr 
zum Tagesordnungspunkt »Maßnah-
men gegen Überlastung« lade ich Sie 
gemäß BetrVG § 29 Abs. 4 / LPVG nrw 
§ 30 Abs. 4 / MVG § 25 / MAVO § 16 
Abs. 6 bzw. 27 Abs. 1 hinzu. Im An-
schluss an die Unterredung mit Ihnen 
wird das Gremium seine weiteren 
Schritte beschließen.

Mit freundlichen Grüßen …«       -tob

Sicherheitsbeauftragte

Jacqueline B. 
Gesundheits- und Krankenpflegerin

Die Politik kann unsere Bewegung für 
mehr Personal und Entlastung im Kran-
kenhaus nicht mehr ignorieren. Das 
zeigt die Ankündigung der Regierung, 
ab 2019 in pflegesensitiven Bereichen, 
beispielsweise auf Intensivstationen 
oder im Nachtdienst, Personalunter-
grenzen einzuführen. Es ist unklar, 
welche Bereiche das genau sein sollen. 
Wo bitte gibt es keinen Zusammen-
hang zwischen Personalausstattung 
und Versorgungsqualität? Auch wie 
viele Stellen zusätzlich geschaffen und 
finanziert werden, steht noch nicht 
fest. Warum ich trotzdem in meiner 
Presseerklärung das Vorhaben als »Teil-
erfolg« bezeichnet hätte, wurde ich im 
strömenden saarländischen Regen bei 
der großen Krankenhausdemonstrati-
on gefragt. Ein Kollege kritisierte, dass 
man doch nicht von einem Erfolg spre-
chen könne, solange nicht für alle 
Kolleginnen und Kollegen Entlastung 
in Aussicht gestellt werde. Natürlich 
wollen wir weiterhin die große Lösung 
und nicht homöopathische Dosen.

Dennoch: Nun haben auch Unions-
politiker erkannt, dass es Vorgaben 
braucht und Markt und Wettbewerb 

Unser Erfolg
von Sylvia Bühler

Zu drei.60, Seite 2: Raus aus der Teilzeitfalle

Fo
to

s 
(4

):
 p

ri
va

t

MEINE FRAGE

UMFRAGE

»Um ehrlich zu sein: Wenn ich 
auf Station bin, habe ich für 
sowas nicht viel Sinn. Dann 
will ich ordentliche Arbeit ab-
liefern und möglichst schnell 
wieder raus, zu meiner Fami-
lie. Darauf konzentriere ich 
meine Energie. So viel bleibt 
bei dem Stress ja nicht.«

»Flirten am Arbeitsplatz betrifft 
jeden. Ich denke, fast jeder 
macht es. Es bringt neuen 
Schwung in den Alltag. Wich-
tig ist, wie man selbst ›flirten‹ 
definiert und wo man die 
Grenze zieht.«

»Flirten auf Arbeit ist völlig 
legitim, solange es im Rahmen 
bleibt. Gerade als Pflegekraft, 
die durch Schichtdienste  
häufig auch Partys auslassen 
muss, ist es schwer, jemanden 
kennenzulernen. Also warum 
nicht auf der Arbeit nach  
seinem Glück suchen?«

»Egal ob Kund/innen oder  
Kolleg/innen – ein bisschen 
flirten gehört an der Rezeption 
schon dazu. Es sorgt für gute 
Laune und die kann ja eigent-
lich nie verkehrt sein. Wichtig 
ist, dass man niemandem zu 
nahe tritt. Es braucht eben 
Fingerspitzengefühl.«

 
Neue Entgeltordnung

Peter R.
Kaufmann für Bürokommunikation

 www.schichtplanfibel.de

ZWISCHENRUF

Liebe Frau Bühler, liebe Kolleg/innen,
ich möchte Ihrem Zwischenruf zur 
Teilzeitarbeit einen persönlichen 
Zwischenruf entgegensetzen. Seit 
über 25 Jahren arbeite ich in der 
Behindertenhilfe und immer in Teil-
zeit. Ich sehe das nicht als »Teilzeit-
falle«, sondern als Chance, zusam-
men mit meiner ebenfalls teilzeit- 
beschäftigten Frau meine Lebens- 
zeit aufzuteilen, beispielsweise für 
meine Kinder. Eigentlich sollte es 

Liebe Frau Bühler, 
danke für den Zwischenruf aus der 
drei.60. Sie sprechen mir und vielen 
meiner Kolleginnen und Kollegen aus 
dem Herzen. Egal ob im Reinigungsbe-
reich oder im Stationsservice, es wird 
ohnehin nicht viel Geld verdient. Zu 
allem Überfluss werden fast nur Teil-
zeitjobs angeboten. Betroffen sind in 
der Regel Frauen. Und wenn der 
Zweit- oder Drittjob dann unflexibel 
macht, bekommen sie das regelmäßig 
vorgehalten. Oder noch schlimmer: 
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mehr Teilzeitarbeit in allen Bereichen 
geben, auch vor allem bei Männern! 
Beim Thema Flexibilität finde ich Ihre 
Argumentation ebenfalls zu holz-
schnittartig. Ich erlebe Flexibilität als 
eine erweiterte Möglichkeit zur Selbst-
bestimmung über meinen Arbeitsrhyth-
mus. Zusammengefasst: Ihr Zwischen-
ruf geht an meiner beruflichen Realität 
und meinen Wünschen und Bedürfnis-
sen weit vorbei.              

 Mick J., Hamburg

Der befristete Arbeitsvertrag wird 
nicht verlängert, weil sie nicht ständig 
einspringen können. Diese »Zwangs-
teilzeit« setzt die Kolleginnen enorm 
unter Druck. Für viele ist jetzt schon 
klar, dass auch die Rente ohne einen 
Nebenjob nicht reichen wird. Ein 
Armutszeugnis für unser Land, im 
wahrsten Sinne des Wortes.     

Christof K., stellvertretender Be-
triebsratsvorsitzender  

der Klinikum Mannheim  
Dienstleistungsgesellschaft (KMD)

Sozialwahl 2017. Alle sechs Jahre 
wählen die Beschäftigten ihre Vertrete-
rinnen und Vertreter für die 
Selbstverwaltung der Sozialversi-
cherungen. Auch dieses Mal kan-
didieren ver.di-Kolleg/innen für soziale 
Positionen im Interesse der Versicher-
ten. Infos: www.sozialwahl.verdi.de

»Flirten am Arbeitsplatz – bei euch ein Thema?«

es nicht richten werden – und das ist 
unser Verdienst. Dazu haben unsere 
vielen Proteste und Aktionen der ver-
gangenen Jahre maßgeblich beigetra-
gen. Auch bestreitet niemand mehr 
den Zusammenhang zwischen Perso-
nalausstattung und Versorgungsquali-
tät. Das ist ein Paradigmenwechsel, 
darauf bauen wir auf. Wir lassen nicht 
locker, bis den Worten Taten folgen. 

Ausgerechnet die Krankenhausträ-
ger und die Kassen damit zu beauftra-
gen, Personaluntergrenzen festzule-
gen, ist allerdings abstrus. Beide haben 
gesetzliche Vorgaben bisher abge-
lehnt. Da wird am Ende Plan B greifen 
und der Gesetzgeber handeln müssen. 
Das dicke Brett ist angebohrt und wir 
bohren weiter.

Sylvia Bühler ist Mitglied im ver.di-Bundesvor-
stand und leitet den Fachbereich Gesundheit, 
Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen.

Klick
dich
rein!

AN DIE REDAKTION:  redaktion.drei@verdi.de

Wer wissen will, was im Gesund-
heits- und Sozialwesen los ist, nutzt 
den neuen Internet-Auftritt des 
ver.di-Fachbereichs 3:  
gesundheit-soziales.verdi.de
Hier gibt es stets aktuelle Infos und 
Analysen aus Beschäftigtensicht,  
gut lesbar auch auf mobilen Geräten.

Der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) hat viele zum Jahresan-
fang abschließend übergeleitet. Für manche wirft diese Eingruppierung neue 
Fragen auf. Unser Redaktionsmitglied Tobias Michel gibt Antworten.

Meine Frage: Ich leite das Pflegteam einer Endoskopieabteilung. Wird dies 
in der neuen Entgeltordnung erfasst? Muss ich einen Antrag stellen?

Tobias Michel: In TVöD Anlage 1 - Entgeltordnung (VKA) findest du Vorbe-
merkungen zu XI. Beschäftigte in Gesundheitsberufen Nummer 2 - Leitende 
Beschäftigte in der Pflege. Dort staffeln sich die Begriffe: Gruppe, Station als 
organisatorische Einheit, Abteilung als Zusammenfassung mehrerer Statio-
nen. Dann folgt der wichtige Hinweis: »Soweit für vergleichbare organisa-
torische Einheiten von den vorstehenden Bezeichnungen abweichende Be-
zeichnungen verwandt werden, ist dies unbeachtlich.« Du leitest also im 
Tarifsinn eine »Station« und bist in Entgeltgruppe P 12 übergeleitet. Du 
brauchst keinen Antrag zu stellen. Aber vielleicht hilft eine schriftliche Gel-
tendmachung.

Meine Frage: Im OP leiste ich als Krankenschwester ohne Fachweiterbil-
dung monatlich etwa drei bis vier Bereitschaftsdienste. 2016 war ich der 
EG Kr 8a Stufe 5 zugeordnet. Mir stand aufgrund der tariflichen Sonderre-
gel das Bereitschaftsdienstentgelt aus EG Kr 9a zu: 16,35 Euro je Stunde. 
Jetzt im Februar soll ich, nun P 8, nur noch 15,99 Euro erhalten. Kann ich 
mich da auf einen Besitzstandsschutz berufen?

Tobias Michel: Du bekommst für die zusätzlich geleisteten Bereitschafts-
dienste nun tatsächlich insgesamt rund 20 Euro weniger im Monat. Zugleich 
ist dein Tabellenentgelt um 75 Euro gestiegen. Du wurdest zum Jahresan-
fang nicht umgruppiert, nur (automatisch) übergeleitet. TVöD und TV-Ü 
sehen hier keinen Schutz für Teilregeln vor.
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Im Osten was Neues
Sie haben seit vielen Jahren keine Lohnerhöhung bekommen. Jetzt wehren sie sich. Beschäftigte  
aus Kitas, Behindertenwerkstätten und Pflegeheimen der Arbeiterwohlfahrt (AWO) im Süden  
Brandenburgs haben Ende März schon zum zweiten Mal die Arbeit niedergelegt. Ihre Forderung:  
endlich mehr Geld. Damit stehen sie nicht allein. Auch ihre Kolleginnen und Kollegen beim Pflege­
heimbetreiber Pro Seniore in Cottbus und andere ostdeutsche Belegschaften haben sich auf den  

Weg gemacht, ordentliche Tarifverträge durchzusetzen. | DANIEL BEHRUZI

»Wir haben bei null angefangen«, sagt 
die Heilpädagogin Christine Bannat 
von der AWO. Das Arbeitszeitgesetz? 
Kannte sie nicht. Die Gewerkschaft? 
Spielte in ihrer Einrichtung, der Kita 
»Spielspaß« in Königs-Wusterhausen, 
keine Rolle. Es gab zwar Tarifverträge, 
doch Lohnerhöhungen waren selten 
und gering. »Auch in Ostdeutschland 
sind die Unterhaltskosten enorm  
gestiegen, das Geld ist immer weniger 
wert«, so Christine Bannat. Deshalb 
konnte es so nicht weitergehen.  
Sie begann, sich in ver.di zu engagie-
ren – und motivierte ihre Kolleginnen. 

In der Kita »Spielspaß« sind inzwi-
schen fast alle in der Gewerkschaft. 
Auch in den beiden anderen AWO-
Kitas in Königs-Wusterhausen ist ver.di 
mittlerweile gut vertreten. »Wir haben 
den Leuten klipp und klar gesagt: 

ver.di kann nur etwas tun, wenn ge-
nug mitmachen.« Das wirkte.

Als sich bei den Tarifverhandlungen 
für die rund 2.500 Beschäftigten der 
AWO Tarifgemeinschaft Brandenburg 
nichts bewegte, traten die Belegschaf-
ten von 14 Einrichtungen Ende Februar 
in den Warnstreik. »Es war das erste 
Mal überhaupt, dass wir so etwas 
gewagt haben«, sagt Christine Bannat. 
»Das war ein tolles Erlebnis, das uns 
viel Selbstbewusstsein gegeben hat.« 
Der Arbeitgeber habe »rumgewütet«, 
doch die Kolleg/innen hielt das nicht 
davon ab, einen Monat später erneut 
zu streiken.

Die Entschlossenheit hat einen 
Grund: Die Erzieher/innen bei der AWO 
verdienen bis zu 1.000 Euro weniger 
im Monat als ihre Kolleginnen und 
Kollegen in kommunalen Einrichtun-

gen. In den AWO-Behindertenwerk-
stätten liegt das Gehaltsniveau zum 
Teil bei nur 60 Prozent des Tarifver-
trags für den öffentlichen Dienst 
(TVöD). »In der gleichen Stadt bzw. 
Region bekommen Beschäftigte für 
dieselbe Arbeit viel mehr – das moti-
viert die Leute, sich das nicht länger 
gefallen zu lassen«, erklärt Christine 
Bannat.

15 Jahre ohne Lohnerhöhung
Beim Pflegeheimbetreiber Pro Seniore 
in Cottbus ist die Situation ähnlich.  
Bis Ende 2015 gab es hier 15 Jahre 
lang keine Gehaltserhöhung, berichtet 
die Physiotherapeutin Doreen Rotter. 
»Und die Bezahlung ist total unge-
recht.« So verdienten Fachkräfte in  
der Behindertenhilfe 100 Euro weniger 
im Monat als ihre Kolleginnen und 
Kollegen in der Altenpflege – trotz 
gleicher Qualifikation. Die Betriebsrätin 
verweist noch auf einen weiteren  
Umstand, der die Beschäftigten wü-
tend macht: Wenn sie an einem Feier-
tag in der Woche frei haben, werden 
ihnen Minusstunden aufgeschrieben. 
»Das gibt es sonst nirgendwo«, kriti-
siert Doreen Rotter. Hinzu kommt,  
dass das Unternehmen angesichts 
steigender Pflegesätze und stagnieren-
der Löhne in den vergangenen Jahren 
laut Bundesanzeiger jährlich bis zu 
550.000 Euro Gewinn eingefahren  
hat.

All das erklärt, warum sich die 
Belegschaft jetzt so entschieden für 
Tariferhöhungen einsetzt. Fast die 
Hälfte der rund 100 Beschäftigten hat 
sich in ver.di organisiert. Mitte Februar 
legten sie vier Stunden lang die Arbeit 
nieder. »Das war ein Gänsehautge-
fühl«, sagt Doreen Rotter. »Der Zusam-
menhalt ist klasse. Ich bin stolz auf 

drei: Sie haben sich in einer Studie 
mit der gewerkschaftlicher Organisa-
tionsmacht in Ostdeutschland be-
schäftigt. Mit welchen Ergebnissen?

Klaus Dörre: Die Gewerkschaften 
haben Rückenwind – auch im Osten. 
Man kann von einem »Ende ostdeut-
scher Bescheidenheit« sprechen. Die 
Bereitschaft wächst, sich für höhere 
Löhne und bessere Arbeitsbedingun-
gen einzusetzen.

Wie kommt das?
Eine Ursache ist der Rückgang der 
Arbeitslosigkeit und der Fachkräfte-
bedarf in manchen Bereichen. Das 
stärkt die Marktmacht qualifizierter 
Beschäftigter – und ihr Selbstbe-
wusstsein. Für die Gewerkschaften 
öffnet sich dadurch ein Gelegenheits-
fenster, das sie zur Stärkung ihrer 
zuvor geschwächten Organisations-
macht nutzen können.

Was motiviert die Beschäftigten, sich 
zu engagieren?
Das mobilisierungsfähige Thema ist 
der Lohn, der von vielen als unge-
recht empfunden wird. Zum Beispiel, 
weil er jahrelang nicht erhöht wurde 

»Ein Gelegenheitsfenster«
Gewerkschaften haben die Chance, auch im Osten stärker  
zu werden. Interview mit dem Soziologen Klaus Dörre
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Klaus Dörre ist Professor für Soziologie an der 
Uni Jena. Sein Buch »Streikrepublik Deutsch-
land« (Campus 2016) analysiert Ansätze zur 
Erneuerung der Gewerkschaften.

oder weil die gleiche Arbeit anderswo 
deutlich besser bezahlt wird. Es geht 
dabei aber nicht ausschließlich ums 
Geld, sondern auch um Lebensqualität 
und Wertschätzung.

Wenn sich Menschen ungerecht be-
handelt fühlen, setzen sie sich aber 
nicht automatisch zur Wehr?
Nein. Ob es tatsächlich zur Stärkung 
gewerkschaftlicher Organisations-
macht kommt, hängt wesentlich von 
kleinen Gruppen betrieblich Aktiver ab, 
die andere mitziehen. Und von der 
Unterstützung durch hauptamtliche 
Sekretäre. 

meine Kolleginnen und Kollegen, dass 
sie das so durchgezogen haben.« 

Als Vorbild gilt ihnen ein Tarifver-
trag im Seniorenzentrum Albert 
Schweitzer im Landkreis Elbe-Elster. 
Dort konnte ver.di Ende 2014 erstmals 
eine Tarifregelung in der Branche der 
Region durchsetzen. »Das war der 
Durchbruch«, sagt ver.di-Sekretär Ralf 
Franke rückblickend. »Die Vereinba-
rung hat gezeigt, was auch unter den 
gegebenen Bedingungen möglich ist.« 

So liegen die Gehälter in Elbe-Elster 
zwischen 8 und 38 Prozent über denen 
bei Pro Seniore. »Wir haben gesagt: 
Was beim Seniorenzentrum Albert 
Schweitzer gezahlt wird, muss auch 
bei uns möglich sein«, erklärt Doreen 
Rotter. Die Gewerkschafterin verweist 
darauf, dass Tariflöhne in der statio
nären Altenpflege laut Gesetz und 
Rechtsprechung nicht als »unwirt-
schaftlich« gelten können und daher 
refinanziert werden müssen.

»Die Angst ist weg«
Allein 2016 konnte ver.di in Süd
brandenburg mit sechs Trägern in der 
Altenpflege Tarifverträge abschließen, 
die allesamt deutliche Lohnsteigerun-

gen brachten. ver.di-Sekretär Franke 
spricht von einem Dominoeffekt: »Die 
Belegschaften sehen, was anderswo 
erreicht wird, und fordern das für sich 
ebenfalls ein.« Für die Gewerkschaft 
sind die vielen Tarifverhandlungen 
allerdings auch eine Herausforderung. 
Zudem liegen die Abschlüsse noch weit 
unter dem Niveau des TVöD, das Senio-
renzentrum Albert Schweitzer bei rund 
82 Prozent des Flächentarifs. Seit März 
wird auch hier wieder verhandelt. »Un-
ser Ziel ist es, den Abstand zum TVöD 
weiter zu verringern«, betont Franke.

Der Gewerkschafter sieht dafür 
gute Chancen. »Die Angst ist weg«, 
sagt er über die Stimmung im Osten. 
Angesichts der Situation auf dem Ar-
beitsmarkt müssten sich Fachkräfte 
meist keine Sorgen machen, eine Stelle 
zu finden. In Kombination mit jahre-
lang ausbleibenden Lohnerhöhungen 
führe das zu wachsender Offenheit 
gegenüber den Aktivitäten von ver.di. 
»Wenn diese Kolleginnen und Kollegen 
einmal über ihren Schatten gesprun-
gen sind und streiken, lassen sie sich 
nicht mehr so leicht einschüchtern«, 
ist Franke überzeugt. »Wir können hier 
noch viel bewegen.«

Die Vereinigung der beiden deutschen Staaten liegt mehr als ein Vierteljahrhundert zurück.  
Doch immer noch wird im Osten für die gleiche Arbeit viel weniger bezahlt als im Westen.  
Das muss sich endlich ändern.

Quelle: entgeltatlas.arbeitsagentur.de; *Der Median ist ein für die Einkommensverteilung
aussagekräftiger Mittelwert, der nicht mit dem Durchschnitt zu verwechseln ist.                     Grafik: werkzwei Detmold

Beschäftigte in Ostdeutschland weiter benachteiligt
Bruttomonatslohn 2015 in Ost und West (Median*)

Ost West

Sozialarbeiterin/Sozialpädagogin

2.931 € 3.601 €

Altenpflegerin

2.111 € 2.683 €

Staatlich anerkannte Erzieherin

2.822 € 3.038 €

Gesundheits- und Krankenpflegerin

2.881 € 3.281 €

250 AWO-Beschäftigte streiken und demonstrieren am 24. März in Lübbenau/Spreewald (links). Kollegin-
nen und Kollegen von Pro Seniore in Cottbus machen am 7. Februar mit einer T-Shirt-Aktion deutlich: Es 
geht nur mit Tarifvertrag.
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Früher hießen sie Unfallvertrauensmänner. Unsere Sicherheitsbeauf-
tragten könnten während der Schicht mit den Kolleginnen sprechen.
Sie könnten die tatsächlichen Belastungen vor Ort erkennen.
Sie könnten Vorschläge bündeln und auf Abhilfe drängen.
Sie hätten Kündigungsschutz; denn ihre Aufgaben werden zum 
Bestand ihres Arbeitsvertrags. Gute Möglichkeiten für Entlastung.

Autor: Tobias Michel
Zeichner: Matthias Berghahn

Aktivieren!Aktivieren!Aktivieren!
Sicherheitsbeauftragte: Die Sicherheitsbeauftragte

•	 berät und hilft freiwillig beim Gesundheitsschutz.•	 besitzt keine Weisungsbefugnis gegenüber ihren Kolleginnen.•	 begegnet den Beschäftigten von Kollegin zu Kollegin. •	 erkennt als Erste sicherheitstechnische Probleme und Mängel am Arbeitsplatz.
•	 kann als Erste auf deren Beseitigung hinwirken.•	 ist vor Ort ansprechbar in allen Fragen des Gesundheits- schutzes.

Quelle: DGUV Regel 100-001, Seite 67

Sozialgesetzbuch VII § 22
(1) In Unternehmen mit regelmäßig mehr  

als 20 Beschäftigten hat der Unternehmer 

unter Beteiligung des Betriebsrates oder  
Personalrates Sicherheitsbeauftragte unter 

Berücksichtigung der im Unternehmen für 

die Beschäftigten bestehenden Unfall- und 

Gesundheitsgefahren und der Zahl der Be-

schäftigten zu bestellen. 
(2) Die Sicherheitsbeauftragten haben den 

Unternehmer (…) auf Unfall- und Gesund-

heitsgefahren für die Versicherten aufmerk-

sam zu machen.

(3) Die Sicherheitsbeauftragten dürfen  
wegen der Erfüllung der ihnen übertragenen 

Aufgaben nicht benachteiligt werden.
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In der Arbeitszeit, mit »Anreiz«
Es »ist dem Kläger als Verschulden auch vorzu-
werfen, dass er nichts unternommen hat, um 
einen von ihm für die Tätigkeit als Sicherheitsbe-
auftragter als geeignet angesehenen Arbeitneh-
mer unter Änderung des Arbeitsvertrages zur 
Übernahme dieser Tätigkeit zu bewegen. Der 
Kläger hätte beispielsweise dem betreffenden 
Arbeitnehmer eine Regelung des Arbeitsablaufs 
anbieten müssen, die diesem ohne Mehrarbeit 
ausreichend Zeit zur Wahrnehmung der Aufga-
ben eines Sicherheitsbeauftragten neben seinen 
sonstigen beruflichen Pflichten gelassen hätte. 
Auch hätte der Kläger für die Tätigkeit als Sicher-
heitsbeauftragter einen zusätzlichen finanziellen 
Anreiz bieten können, welcher der Bedeutung 
dieser Tätigkeit für die Betriebsarbeit gerecht 
geworden wäre.«

Bundessozialgericht, 
28.05.1974 - 2 RU 79/72- Rn 24

Feste Aufgabe
Die jahrelange Ausübung des Amts eines  
Sicherheitsbeauftragten hat den Arbeitsvertrag 
inhaltlich geändert, so dass auch die Tätigkeit  
als Sicherheitsbeauftragter dem Arbeitgeber 
geschuldet wird. Es braucht daher eine  
Änderungskündigung oder eine sonstige  
vertragliche Einigung, um die »Entpflichtung«  
zu erreichen.

LAG Schleswig-Holstein, 
Urteil 17.10.1994 - 4 Sa 412/94

Die Sicherheitsbeauftragte

•	 berät und hilft freiwillig beim Gesundheitsschutz.•	 besitzt keine Weisungsbefugnis gegenüber ihren Kolleginnen.•	 begegnet den Beschäftigten von Kollegin zu Kollegin. •	 erkennt als Erste sicherheitstechnische Probleme und Mängel am Arbeitsplatz.
•	 kann als Erste auf deren Beseitigung hinwirken.•	 ist vor Ort ansprechbar in allen Fragen des Gesundheits- schutzes.

Quelle: DGUV Regel 100-001, Seite 67

Auf du und du

Sicherheitsbeauftragte sollen räumlich, zeitlich und fachlich nahe  

bei den Kolleginnen und Kollegen arbeiten. »Eine angemessene 

Anzahl der Sicherheitsbeauftragten orientiert sich z. B. daran,  

dass die Sicherheitsbeauftragten die in ihrem Zuständigkeitsbe-

reich tätigen Beschäftigten persönlich kennen.«

Quelle: DGUV Regel 100-001, Seite 65

Ausschreibung  für  Sicherheitsbeauftragte 

Engagierte Mitarbeiter für den

Arbeits- und Gesundheitsschutz gesucht!

Sie möchten sich für den Arbeits- und Gesundheitsschutz  

in unserem Unternehmen engagieren?

Sie möchten sich als Berater/in für gesunde und sichere  

Arbeitsplätze einsetzen?

Dann bewerben Sie sich als Sicherheitsbeauftragte(r)! 

Ihre Aufgabe: Sie unterstützen uns mit Rat und Tat, damit unsere  

Mitarbeiter an sicheren und gesunden Arbeitsplätzen arbeiten  

können. 

Wir bieten Ihnen: 

• eine gründliche Einarbeitung in Ihre neuen Aufgaben 

• die Möglichkeit, sich in Seminaren weiterzuqualifizieren 

• die volle Unterstützung durch Ihre Vorgesetzten 

• eine Zusammenarbeit mit allen Akteuren im Arbeits-  

	 und Gesundheitsschutz 

Was erwarten wir? 

Sie haben einen geübten Blick, Risiken und Gesundheitsgefahren  

zu erkennen. Sie verhalten sich selbst vorbildlich und haben einen 

guten Draht zu Ihren Kollegen und Kolleginnen. Sie haben Lust auf 

neue Aufgaben und sind bereit, sich mit unserer Unterstützung fort-

zubilden. Dann sind Sie die Richtigen für dieses Ehrenamt. Die ver-

antwortungsvolle Aufgabe, die keine rechtlichen Nachteile für Sie hat, 

erfordert nur ein wenig Zeitaufwand.

Unsere Berufsgenossenschaft (BGW) 
empfiehlt Arbeitgebern den folgenden Aushang (www.bgw-online.de/goto/sicherheitsbeauftragte):

Sozialgesetzbuch VII § 22
(1) In Unternehmen mit regelmäßig mehr  

als 20 Beschäftigten hat der Unternehmer 

unter Beteiligung des Betriebsrates oder  
Personalrates Sicherheitsbeauftragte unter 

Berücksichtigung der im Unternehmen für 

die Beschäftigten bestehenden Unfall- und 

Gesundheitsgefahren und der Zahl der Be-

schäftigten zu bestellen. 
(2) Die Sicherheitsbeauftragten haben den 

Unternehmer (…) auf Unfall- und Gesund-

heitsgefahren für die Versicherten aufmerk-

sam zu machen.

(3) Die Sicherheitsbeauftragten dürfen  
wegen der Erfüllung der ihnen übertragenen 

Aufgaben nicht benachteiligt werden.

www.drei.verdi.de
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Doch im Zuge der Ausschreibung er-
hielt stattdessen das Deutsche Rote 
Kreuz den Zuschlag. »Am Ende zählte 
nur, dass sie es billiger machen, das ist 
schon ernüchternd«, sagt Kevin Pan-
kratz. Dass das DRK keinerlei Verant-
wortung für die Beschäftigten über-
nommen habe, sei »eine Schande«, 
findet der 27-Jährige.

ver.di unterstützt Klagen
Dabei hätte der neue Betreiber sie im 
Rahmen eines Betriebsübergangs über-
nehmen müssen, ist ver.di-Sekretär 
Jens Ortmann überzeugt. Mit Unter-
stützung der Gewerkschaft klagen 34 
Angestellte auf Weiterbeschäftigung. 
Zudem hat ver.di eine Petition zur 

Sie haben sich reingehängt, um ge-
flüchteten Menschen in Deutschland 
einen guten Start zu ermöglichen. 
Doch gedankt wird es ihnen nicht: Alle 
60 Beschäftigten, die für die Johanni-
ter Unfall-Hilfe in der Zentralen Unter-
bringungseinrichtung in Oerlinghausen 
tätig waren, haben zum 31. Januar ihre  
Stelle verloren. Der neue Betreiber –  
die tariflose DRK Betreuungsdienste 
Westfalen-Lippe gGMbH – weigerte 
sich, auch nur einen Beschäftigten zu 
übernehmen.

Kein normaler Job
»Wir waren alle total traurig«, sagt 
Senel S., die in der Kleiderkammer der 
Einrichtung gearbeitet hat. Als sie dort 
anfing, waren die Zustände chaotisch. 
Oft standen Flüchtlinge stundenlang 
vor der Tür, um eingelassen zu werden 
und die Kisten gespendeter Kleidung 
zu durchsuchen. Senel S. hat erstmal 
Ordnung geschaffen: Per Computersys-
tem wird registriert, wer schon ausge-
stattet wurde, die Kleidung hängt jetzt 
gut sortiert auf Bügeln. »Das hat un-
heimlich viel Zeit und Nerven gekostet 
– auch nach Feierabend«, berichtet die 
45-Jährige. Doch schließlich funktio-
nierte es gut. Bis zum 31. Januar. Dann 
musste die Einrichtung komplett ge-
räumt und das Inventar größtenteils 
entsorgt werden. »Das war schreck-
lich«, sagt Senel S., die wie die meisten 
ihrer Kolleginnen und Kollegen immer 
noch auf Jobsuche ist.

Auch für den Verwaltungsange-
stellten Kevin Pankratz war die Arbeit 
in der Flüchtlingsunterkunft kein nor-
maler Bürojob. »An manchen Tagen 
war ich 18 Stunden da, wenn zum 
Beispiel noch ein Bus erwartet wurde 
und die Leute auf die Zimmer verteilt 
werden mussten.« Stets seien die Leis-
tungen der Johanniter gelobt worden. 

MELDUNGEN

Vergabepraxis an den Düsseldorfer 
Landtag gestartet (www.bit.ly/OerlPet). 
»Es kann nicht sein, dass der billigste 
Anbieter das Rennen macht, unabhän-
gig davon, ob er sich an Tarifverträge 
und Gesetze hält«, sagt Ortmann. Die 
DRK Betreuungsdienste Westfalen-
Lippe seien 2012 offensichtlich nur zu 
dem Zweck gegründet worden, bei 
solchen Ausschreibungen Dumpingan-
gebote abzugeben. Der Tarifvertrag für 
den öffentlichen Dienst (TVöD) gilt 
dort nicht, stattdessen orientiert sich 
die Bezahlung am Tarifvertrag der 
Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gast-
stätten (NGG) für das Hotel- und Gast-
stättengewerbe. »Eine Flüchtlingsein-
richtung ist aber kein Hotel und auch 

Für Flüchtlinge engagiert – und abserviert

»Wir haben uns über das Urteil gefreut« 

keine Gaststätte«, betont der NGG-
Geschäftsführer in der Region Det-
mold-Paderborn, Armin Wiese. Offen-
sichtlich missbrauche das Rote Kreuz 
den NGG-Tarif, »um sich immense 
Wettbewerbsvorteile gegenüber tarif-
gebundenen Wohlfahrtsverbänden 
und Trägern zu verschaffen«.

500 Euro weniger im Monat
In der Tat sind die Lohnunterschiede 
gravierend. So verdient beispielsweise 
ein Sozialarbeiter oder eine Sozialar-
beiterin mit Berufserfahrung bei der 
DRK-Tochter monatlich über 500 Euro 
weniger als im TVöD, an dem sich die 
Bezahlung bei den Johannitern orien-
tiert. Die Bezirksregierung hat laut 
einem Bericht der Neuen Westfäli-
schen den neuen Betreiber sogar expli-
zit darauf hingewiesen, dass die Über-
nahme von Personal ein Indiz für einen 
Betriebsübergang sein könne, bei dem 
die Beschäftigungsbedingungen ein 
Jahr nicht verschlechtert werden dür-
fen. »Unser Staat und damit auch die 
Bezirksregierung sollte sich schützend 
vor die Beschäftigten stellen anstatt 
ausbeuterisch agierenden Lohndum-
ping-Firmen noch Tipps zur vermeint-
lichen Umgehung von Schutzgesetzen 
zu geben«, kritisiert Ortmann.

Integration von Geflüchteten kön-
ne nur gelingen, wenn sie von fachlich 
qualifiziertem und angemessen bezahl-
tem Personal betreut werden, argu-
mentiert der Gewerkschafter. Die  
Beschäftigten in den Flüchtlingseinrich-
tungen gingen teilweise an die Grenze 
der eigenen Belastbarkeit. »Das muss 
honoriert werden«, fordert er. »Doch 
mit dieser Vergabepraxis werden alle 
Sonntagsreden von Integration ad 
absurdum geführt.«                     

DANIEL BEHRUZI

60 Beschäftigte der Flüchtlingsunterkunft im nordrhein-westfälischen Oerlinghausen verlieren ihren Job,  
weil eine tariflose DRK-Tochter die Johanniter unterboten hat 

Laut Bundesarbeitsgericht gelten DRK-Schwestern als Leihbeschäftigte – das ist gut so.
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IM BILD

Mit einem Warnstreik haben Beschäftigte der Servicegesellschaften von Cha-
rité und Vivantes, CFM und VSG, am 20. März dafür demonstriert, auf dem 
Niveau des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst (TVöD) bezahlt zu werden. 
Ein erster Erfolg der bisherigen Proteste: Der rot-rot-grüne Senat in Berlin will 
die Teilprivatisierung der CFM rückgängig machen und die Gehälter erhöhen.

UNSERE AKTION

Im Mai 2016 haben wir an der Charité 
den bundesweit ersten Tarifvertrag 
für mehr Personal abgeschlossen. Viel 
Entlastung hat er aber noch nicht 
gebracht, weil die Vereinbarung nicht 
richtig umsetzt wird. Das fordern wir 
ein. Die Klinikleitung behauptet nun: 
Die Negativpresse sei schuld daran, 
dass Stellen nicht besetzt werden 
könnten. So ein Unsinn. Kolleg/innen 
sagen, dass sie nur noch an der Cha-
rité sind, weil es eine aktive ver.di-
Betriebsgruppe gibt. Das ist doch 
auch ein Wettbewerbsvorteil! Deshalb 
schalten wir jetzt selbst Stellenanzei-
gen. Darin werben wir mit dem ge-
werkschaftlichen Engagement und 
unserem Selbstbewusstsein.

Dana Lützkendorf, Sprecherin der 
ver.di-Betriebsgruppe an der Charité

Aktuell informiert:
www.gesundheit-soziales.verdi.de

82 Prozent für Länder-Tarif
Potsdam I Rund 82 Prozent der ver.di- 
Mitglieder unter den Landesbeschäf-
tigten haben für das Mitte Februar 
erzielte Tarifergebnis gestimmt. Dem-
nach steigen die Einkommen in zwei 
Schritten um insgesamt 4,35 Prozent. 
Die unteren Lohngruppen profitieren 
besonders von einer sozialen Kompo-
nente, die Entgeltgruppen 9 bis 15 
durch die Einführung der Stufe 6. Im 
Sozial- und Erziehungsdienst sowie in 
der Pflege wird über ein neues Ein-
gruppierungssystem verhandelt. Bis zu 
einer Einigung, die für 2019 ange-
strebt wird, erhalten Sozialarbeiter/
innen zwischen 50 und 100 Euro, 
Erzieher/innen 80 Euro mehr im Mo-
nat. Auch über die Einbeziehung  
schulischer Auszubildender in die Tarif-
verträge verhandeln ver.di und die 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder 
(TdL) weiter. Das ist ein Erfolg der 
Auszubildenden, von denen sich ins-
besondere in den nordrhein-westfä-
lischen Unikliniken Hunderte an Warn-
streiks beteiligt hatten.

Tarif für Altenpflege in Bremen
Bremen I Erstmals gibt es einen träger-
übergreifenden Tarifvertrag für die 
Altenpflege in Bremen und Bremerha-
ven. Ende März schlossen ver.di und 
die Tarifgemeinschaft Pflege – der 16 
Pflegeanbieter inklusive AWO, DRK, 
Caritas und Diakonie angeschlossen 
sind – eine Vereinbarung, die sowohl 
eine einheitliche Vergütung als auch 
Regelungen für Zuschläge, Urlaub und 
Jahressonderzahlung enthält. Ein Groß-
teil der rund 3.200 Beschäftigten wer-
de dadurch »zukünftig zum Teil mehre-
re hundert Euro mehr verdienen«, 
erklärte ver.di-Landesbezirksleiter Det-
lef Ahting. Die Bezahlung soll schritt-
weise auf das Niveau des Tarifvertrags 
der Länder (TV-L) angehoben werden. 
Ziel der Vertragspartner ist es, die 
Regelungen für alle 9.000 Beschäftig-
ten der Bremer und Bremerhavener 
Altenpflege für allgemeinverbindlich 
erklären zu lassen.

Diakonie spaltet Belegschaften
Frankfurt am Main I Beschäftigte der 
hessischen Diakonie haben am 6. April 
in Frankfurt am Main gegen einen 
»skandalösen Entgeltabschluss«  
demonstriert. Die auf dem kirchenin-
ternen »Dritten Weg« zustande ge-
kommene Regelung sieht vor, dass 
Beschäftigte der unteren Lohngruppen 
und der Altenhilfe gegenüber anderen 
Kolleg/innen benachteiligt werden. 
Damit werde die Spaltung der Beleg-
schaften vertieft, kritisieren Mitarbei-
tervertreter/innen und ver.di. Statt des 
»Dritten Wegs« fordern sie Tarifverträ-
ge. Immerhin wollen diakonische Ar-
beitgeber in Hessen und in Teilen von 
Rheinland-Pfalz nun mit ver.di über 
Tarifverträge in der Altenhilfe sprechen.

Harte Konflikte in Privatkliniken
Berlin I Die privaten Krankenhauskon-
zerne zeigen sich in Tarifverhandlun-
gen weiter hartleibig. Für rund 24.000 
Beschäftigte in 36 Helios-Kliniken er-
reichte ver.di Mitte März zwar ein 
Ergebnis, das Entgeltsteigerungen von 
insgesamt 5,1 Prozent vorsieht. Bei der 
Ost-West-Angleichung war Deutsch-
lands größter Klinikbetreiber jedoch zu 
keinen Zugeständnissen bereit. Das sei 
angesichts der guten Finanzlage des 
Konzerns nicht nachvollziehbar, kriti-
sierte ver.di-Verhandlungsführerin 
Sylvia Bühler. Die Befragung der ver.di- 
Mitglieder zum Ergebnis lief zu Redak-
tionsschluss noch. Auch der Konkur-
rent Sana stellt bei den laufenden 
Tarifverhandlungen auf stur. Dabei 
liegen die Gehälter im Sana-Konzernt-
arifvertrag monatlich bis zu 475 Euro 
unter denen des öffentlichen Dienstes. 

drei: Die rund 25.000 Schwestern 
des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) 
arbeiten als Pflegekräfte in Kliniken, 
gelten aber nicht als Arbeitnehmer-
innen. Das Bundesarbeitsgericht 
hat nun entschieden, dass sie unter 
das Arbeitnehmerüberlassungsge-
setz fallen, also Leiharbeiterinnen 
sind. Wie findet ihr das?

Sylvia Seidel: Wir haben uns sehr 
über das Urteil gefreut. Es ist gut, 

Sylvia Seidel ist Kinderkrankenschwester und 
Betriebsrätin bei der DRK Schwesternschaft 
Essen e.V. Zugleich ist sie Mitglied des Personal-
rats der Uniklinik Essen.

dass DRK-Schwestern unter die Leihar-
beitsrichtlinie fallen und nicht dauer-
haft verliehen werden dürfen. Noch 
besser wäre es, wenn uns endlich der 
Status als Arbeitnehmerinnen zuge-
sprochen würde. Denn im Moment 
machen wir zwar dieselbe Arbeit wie 
andere Pflegekräfte, haben aber nicht 
dieselben Rechte. Zum Beispiel haben 
DRK-Schwestern keinen Zugang zu 
Arbeitsgerichten. Auch das Streikrecht 
wird uns vorenthalten.

Was bedeuten das Urteil für die am Uni-
klinikum eingesetzten DRK-Schwestern?

Die Uniklinik Essen bietet allen eine 
Festanstellung an. Erworbene Ansprü-
che und Dienstzeiten werden aner-
kannt. Ein Tarifvertrag soll die Überlei-
tung regeln. Das ist gut, so können wir 
als Arbeitnehmerinnen mit allen Rech-
ten ans Klinikum wechseln. 

Langfassung         www.drei.verdi.de
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»Das geht gar nicht«, so der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske zu den Vorgängen in Oerlinghausen.  
Bei einem Gespräch mit ehemaligen Angestellten der Flüchtlingsunterkunft am 5. April kündigte er an, 
den Vorfall gegenüber NRW-Innenminister Ralf Jäger (SPD) persönlich zum Thema zu machen.



drei 61 7

als das öffentliche Krankenhaus den Auftrag 
kürzlich ausschrieb, gab eine private Großwä-
scherei ein günstigeres Angebot ab. Damit rech-
net sich der Betrieb in Saarbrücken nicht mehr. 
Die Klinikwäscherei muss dicht machen. 46 Stel-
len fallen weg. »Da war nicht viel zu machen«, 
bedauert Betriebsrat Wolfgang Rau. Wenigstens 
gebe es keine Kündigungen: Alle festangestellten 
Kolleginnen hätten andere Jobs im Krankenhaus 
gefunden. Zehn befristete Verträge laufen aus.

Ein Teil des Krankenhauses
Der Verlust von 46 Arbeitsplätzen sei schlimm, 
sagt Wolfgang Rau. Zumal es in der Wäscherei 
noch relativ viele Vollzeitstellen gegeben habe. 
Der Betrieb sei zwar schon vor Jahren in eine 
Servicegesellschaft ausgegliedert worden, zu 

deutlich niedrigeren Löhnen, 
aber mit Tarifvertrag. Für eine 
Vollzeitstelle gibt es etwa 1.800 
Euro brutto, das entspricht 
knapp elf Euro pro Stunde. 
»Nicht viel«, betont der Betriebs-
rat. »Aber immerhin.« In der 
Region gebe es für un- und 
angelernte Arbeitskräfte sonst 
kaum noch Arbeit. Früher hätten 
die Leute mit einem Job im 
Bergbau ihre Familien ernähren 
können. »Aber das ist vorbei«, 
sagt er. »Was sollen diese Men-
schen machen?«

Als Beate G. vor fast 30 
Jahren in der Wäscherei anfing, war ihr Sohn drei 
Jahre alt. Sie war dankbar für den sicheren Job. 
»Ich dachte, hier bleibe ich bis zur Rente.« Doch 
seit ein paar Wochen arbeitet sie in der Betten-
zentrale der Klinik, zieht mit lila Gummihandschu-
hen fleckige Bettwäsche ab, reinigt Stationsbet-
ten. »Ich bin froh, dass ich Arbeit habe«, sagt die 
58-Jährige. Aber sie habe die Hälfte ihres Lebens 
in der Wäscherei verbracht, Kolleginnen seien zu 
Freundinnen geworden. Wie eine kleine Familie. 
»Es ist«, sie stockt, »ja, es ist schade.« Beate G. 
blickt sich an ihrem alten Arbeitsplatz um, überall 

stapeln sich Wäscheber-
ge, die Maschinen lär-
men. Sie zeigt auf die 
Mangel, wo eine Kolle-
gin im schnellen Takt ein 
Laken nach dem nächs-
ten auflegt. Das war ihr 
Lieblingsplatz. »Für ei-
nen Außenstehenden ist 
es nicht nachvollzieh-
bar«, sagt sie. »Aber mir 
fehlt meine Arbeit.« 
Wenn bei einer Grippe-
welle plötzlich mehr 
Bettwäsche benötigt 
wurde, blieb sie länger, 
arbeitete samstags. Und 
wenn der Lastwagen im 

Anmarsch, die Wäsche aber noch nicht fertig 
war, drückte sie aufs Tempo. So wie alle. »Jeder 
war ein Teil des Ganzen.«

Teil des Krankenhauses. Zur Wäscherei sind  
es nur ein paar Schritte über den Hof. Eine Frau 
steckt ihren Kopf zum Büro herein, ihr Sohn hat 
seine Personalkarte im Kittel vergessen. Auswei-
se, Skalpelle, Scheren, alles landet bei Walter D. 
auf dem Tisch. Der Leiter der Wäscherei öffnet 
eine alte Keksdose, darin häuft sich Schmuck. 
Und ständig klingelt das Telefon, die eine Station 
hat zu viel Wäsche, die andere zu wenig. Oder 
eine Pflegekraft will sich über einen Fleck be-
schweren. »Das wird es so alles nicht mehr ge-
ben«, so Walter D.. Künftig stoppt kurz ein Last-
wagen – und ist wieder weg. Erst einmal 

Die Luft in der Halle ist schwül, überall brummt 
und dröhnt es. In der Wäscherei des Klinikums 
Saarbrücken drängt auf einem grünen Förder-
band unablässig feuchte Wäsche heran, frisch 
aus der Maschine, sauber und desinfiziert: Weiße 
Bettlaken, hellblaue Frotteehandtücher, gepunk-
tete OP-Leibchen, Kinderbettwäsche und Pflege-
kittel. Alles, was in einem Krankenhaus so anfällt, 
ineinander verknäult. Eine Frau im Kittel zieht aus 
dem Wirrwarr ein nasses Wäscheteil nach dem 
anderen heraus, sortiert es in Metallcontainer. 
»Klick, klack«, ein paar Schritte weiter rattern auf 
einer Stange automatisch Kleiderbügel heran. 
Immer wieder bückt sich Ulrike R., greift eine 
blaue Arbeitshose aus der Kiste, faltet sie in der 
Mitte, klemmt sie in den Bügel. »Zisch«, und die 
nächste. Und immer so weiter. Klar sei die Arbeit 
anstrengend, sagt die 63-Jährige. »Aber das hält 
auch fit.« Sie brauche kein Fitnessstudio. Und 
außerdem: »Irgendetwas schaffen muss  
man ja.«

»Wie in der Sauna«
Am liebsten legt Ulrike R. bunte Strampelanzüge 
für die Säuglingsstation zusammen. Stundenlang. 
Ab und zu plaudert sie ein paar Worte mit ihrer 
Kollegin Helga M., die neben ihr an der Presse 
ein Bauwollshirt nach dem anderen glatt drückt. 
Allerdings muss sie dabei schreien und jeden Satz 
wiederholen. Sonst kommt sie nicht gegen das 
Poltern des Trockners an. »Der Lärm ist furcht-
bar«, ruft Helga M. und verzieht das Gesicht. Sie 
habe es mit Ohrstöpseln probiert, ohne Erfolg. 
Hinzu kommt die Hitze. Und die Luftfeuchtigkeit. 
»Vor allem im Sommer ist es extrem«, sagt Ulrike 

R.. »Wie in der Sauna.« Und wenn es regnet, fügt 
Helga M. hinzu. Dann schlössen sich die Dach-
fenster und der Dampf könne nicht abziehen. 
Alles nicht so schlimm, findet Ulrike R.. »Es hört 
sich vielleicht komisch an, aber man gewöhnt 
sich daran.«

Doch damit ist Schluss. Die Wäscherei schließt 
zum 1. Mai. Aus Kostengründen. Die Beschäftig-
ten – fast nur Frauen – haben jeden Tag elf Ton-
nen Wäsche gereinigt und gemangelt, nicht nur 
fürs eigene Haus. Alleine fünf Tonnen gingen an 
das Westpfalz-Klinikum in Kaiserslautern. Doch 
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Billig um jeden Preis
Bei Hitze und Lärm reinigen die Frauen tonnenweise Schmutzwäsche. Viel Geld bekommen sie dafür nicht.  
Aber es geht noch billiger. Deshalb muss die Wäscherei des Klinikums Saarbrücken schließen | KATHRIN HEDTKE

7

Ulrike R.: 
In der Wäscherei 
aufzuhören, tut 
richtig weh. Wir 
hatten hier viel 
Spaß, haben  
immer Witze  
gemacht. Mit  
Arbeitszeiten  
von 6 bis 13 Uhr,  
Montag bis  
Freitag, besser  
geht es nicht.

Beate G.:  
Die Krankenhäu-
ser sind finanziell 
viel zu schlecht 
ausgestattet.  
Deshalb gründen 
sie Servicegesell-
schaften, betreiben 
Lohndumping. 
Doch selbst das 
reicht nicht mehr 
aus. Eine Folge  
ist Fremdvergabe.  
Das ist schlimm.

Wolfgang Rau:  
Die Kolleginnen in der Wäscherei arbeiten 
ohnehin schon in einer Servicegesellschaft 
zu abgesenkten Tarifen. Doch künftig sind 
die Arbeitsbedingungen richtig prekär.  
In vielen Großwäschereien gibt es vor al-
lem 400-Euro-Jobs. Sozialversicherungs-
frei. Und keinen Betriebsrat.

übernimmt den Job eine private Großwäscherei 
aus der Region. Bis Ende des Jahres läuft die Aus-
schreibung, europaweit, so ist es vorgeschrieben. 
Der günstigste Anbieter bekommt den Zuschlag. 
»Das geht nur über den Lohn«, sagt der Betriebs-
leiter. Andere Wäschereien unterlägen den glei-
chen Hygieneregeln und Umweltauflagen, zahlten 
die gleichen Energiepreise. Vielleicht könnten die 
Abläufe in Großbetrieben etwas optimiert werden 
oder modernere Maschinen ein paar Euro sparen. 
Aber alles in allem gelte: »Wir arbeiten genauso 
gut wie andere Wäschereien – und genauso wirt-
schaftlich«, sagt Walter D.. Der Unterschied: In 
den meisten privaten Großwäschereien sei der 
Mindestlohn gleich der Höchstlohn.

Die Rechnung geht nicht auf
»Der Markt ist hart umkämpft«, berichtet der 
Wäschereileiter. Auch Großwäschereien aus ande-
ren Ländern drängten nach Deutschland und 
unterböten die Preise. Walter D. hält es durchaus 
für ein realistisches Szenario, dass künftig Lastwa-
gen aus Polen die Wäsche täglich 600, 700 Kilo-
meter weit nach Saarbrücken karren –  
und wieder zurück. Nicht ökologisch, aber billig. 
Fest steht, dass die Menschen die Wäsche künftig 
zu schlechteren Bedingungen reinigen müssen. 
Egal, wo.

Ulrike R. sortiert Frotteehandtücher in einen 
Wäschewagen ein. »Dass knapp elf Euro schon zu 
viel sind«, sie schüttelt den Kopf, »unglaublich«. 
Helga M. nickt: »Das reicht doch jetzt schon vor-
ne und hinten nicht, vor allem bei den Mieten.« 
Wie soll jemand über die Runden kommen, der 
künftig für den gleichen Job höchstens 8,84 Euro 
bekommt? »Das geht kaum«, meint Betriebsrat 
Wolfgang Rau. Vielleicht sparten öffentliche Klini-
ken durch Fremdvergabe ein paar Euro, doch auf 
der anderen Seite koste es die öffentliche Hand 
viel Geld, mickrige Gehälter mit Hartz IV aufzu-
stocken. »Diese Rechnung geht nicht auf.«

Stellenabbau und Fremdvergabe haben die Zahl der Beschäftig-
ten im Wirtschafts- und Versorgungsdienst der Krankenhäuser 
dramatisch verringert. Beschäftigte klinikeigener Servicegesell-
schaften sind in den Zahlen enthalten.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 12, Reihe 6.1.1
Vollkräfte in direktem Beschäftigungsverhältnis   Grafik: werkzwei Detmold

Immer weniger Servicekräfte
Kliniken: Beschäftigte in Wirtschaft und Versorgung

2000 2005 2010 2015
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Die Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung (JAV) am Asklepios-Klinikum Har-
burg setzt auf Arbeitsteilung: Drei der 
fünf Mitglieder mussten Protokolle 
schreiben, zwei durften das Preisrätsel 
in der drei lösen. Das haben sie zum 
ersten Mal probiert – und gleich ge-
wonnen. »Ich wollte die Lösung ja per 

Post schicken, aber mein Kollege mein-
te, im Internet geht das viel schneller«, 
sagt Greta P.. Die zehn Fehler im Inter-
net einzutragen und das Bild hochzula-
den, war dann auch kein Problem. Mit 
dem Preisgeld wollen die JAVler zum 
Beispiel ein Azubi-Grillen veranstalten.  	
			              -red   
                                 

Die Gewinner/innen des Preisrätsels in drei.60 sind:
1. Teampreis (200 Euro für Gemeinschaftskasse): Asklepios Klinikum Harburg,  
Greta P., 21423 Winsen-Luhe
Platz 2 (eine ver.di-Armbanduhr): Gina V., 59457 Werl
3.– 6. Preis (je eine Pausentasse):  Peter T., 72160 Horb; Matthias B., 01309 Dresden; 
Gabriele H., 23919 Berkenthin; Adrian F., 97496 Burgpreppach

UNVERGESSEN

Auf den ersten Blick sind beide Bilder gleich. 
Doch wer genau hinschaut, wird im rechten 
Bild zehn Fehler erkennen. 
Unter den Einsender/innen verlosen wir:
1. Teampreis: 200 Euro für  
die Gemeinschaftskasse
2. Preis: eine ver.di-Armbanduhr
3.– 6. Preis: je eine Pausentasse  
(limitierte Auflage) 

Mitmachen und gewinnen
Bei der Fehlersuche können alle ver.di-Mitglieder 
mitmachen. Den Teampreis können allerdings 
nur Kolleginnen und Kollegen gewinnen, die 
zusammen arbeiten und mindestens zu dritt sind. 
Die Gewinnchancen steigen, wenn wir ein gutes 
Foto von eurem Team bekommen und eine  
Telefonnummer, unter der ihr gut erreichbar seid. 
Was nicht geht, sind Kopien von Fotos auf  
Papier. Wir brauchen für den Druck echte Foto-
abzüge oder ein digitales Bild als jpg-Datei mit 
mindestens 1 MB. 

Die Lösung bitte an:

1|	 ver.di-Bundesverwaltung
	 Fachbereich 3: »Preisrätsel«
	 Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

2|	 oder als E-Mail an:
	 suchbild.drei@verdi.de

3|	 oder löst das Rätsel gleich online: 
	 www.drei.verdi.de

Informationen für den Fachbereich Gesundheit, Soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen  redaktion.drei@verdi.de

Viele Augen sehen mehr ...

Juristische Texte sind für die meisten 
von uns schwer verständlich. Denn 
häufig sind die verwendeten Begriffe 
unklar. Und an vielen Stellen gibt es 
Interpretationsbedarf. Das gilt auch 
für unsere Tarifverträge: Ohne Proto-
koll- und Niederschriftserklärungen, 
Anhänge und Anlagen sowie Kennt-
nis der Rechtsprechung ist die Ausle-
gung der Tarifvertragsregelungen 
kaum möglich. 

Tobias Michel hat sich deshalb die 
Mühe gemacht, den Text des Tarif-
vertrags für den öffentlichen Dienst 
im Bereich der Krankenhäuser (TVöD-K) 
nicht nur zu kommentieren, sondern 
auch digital aufzubereiten. Herausge-
kommen ist eine PDF-Datei, die so-
wohl auf einem Desktop als auch auf 
vielen mobilen Endgeräten gut lesbar 
ist. Sie lässt sich elektronisch durch-
suchen und enthält interne sowie 
externe Verknüpfungen: Verweise 
und Begriffsklärungen können so 

Staat statt privat
Rund 250.000 Menschen haben am  
4. März in London für das öffentliche 
Gesundheitssystem NHS demonstriert. 
Unterfinanzierung und Personalmangel 
gefährdeten die Sicherheit der Patient-
innen und Patienten, so der Tenor der 
größten NHS-Demonstration der Ge-
schichte. Seit 2010 wurden die Real-
löhne um 14 Prozent gekürzt. Die 
konservative Regierung plant weitere 
Kürzungen und Privatisierungen.  

Welches Foto kommt auf den Titel des 
Drei-Monats-Kalenders Rettungs-
dienst 2018? Das ermittelt die ver.di- 
Bundesfachkommission Rettungsdiens-
te in einem Fotowettbewerb. Einsen-
deschluss ist der 10. März; Profi-Foto-
grafen und Hochformate sind aus- 
geschlossen. Die Rettungswache mit  
dem Gewinnerbild bekommt einen 
Präsentkorb.  
Infos: www.rettungsdienst.verdi.de 

GENAU HINSEHEN
Einsendeschluss: 16. Juni 2017

RUNDUM REINLESEN

GROSSBRITANNIEN

Nützlich: TVöD-K digital

direkt aufgerufen werden. Aus den 
zahlreichen »Hinweisen des Bearbei-
ters« sind die verwendeten Rechts-
quellen direkt aufrufbar. Schwierige 
Zusammenhänge werden mittels Info-
grafiken erklärt. Dank farblicher Un-
terlegungen sind diese Hilfen und 
Hinweise deutlich erkennbar. Und 
auch in der Druckausgabe bleibt die 
Übersichtlichkeit erhalten. Kurzum: 
Eine sehr nützliche Arbeit, die auch 
bei anderen Tarifverträgen sinnvoll 
wäre.    		  KLAUS-UWE ITTNER

Eine Befragung der AOK belegt: 
Pflegekräfte sind deutlich höheren 
Belastungen ausgesetzt als der 
Durchschnitt der Beschäftigten. 
Sowohl körperlich als auch psychisch 
fühlen sie sich weitaus häufiger stark 
oder sehr stark belastet. Die Folge: 
Beschäftigte in der Alten- und Kran-
kenpflege leiden häu-figer unter 
Beschwerden wie Verspannungen, 
Rückenschmerzen, Erschöpfung, 
Kopfschmerzen und Schlafstörun-
gen. Die Überlastung ist auch daran 
abzulesen, dass die Krankenstände 
in der Altenpflege, der Behinderten-
hilfe und in Krankenhäusern höher 
sind als in anderen Branchen.

1971. Wir schauen ins Arbeitstherapiezimmer des Alten-
heims im städtischen Krankenhaus Jena (Thüringen). Sich 
nützlich machen, mithelfen, arbeiten bis ins hohe Alter.  
Auf dem Tisch liegen frisch angelieferte Kompressen, roh. 
Es kostet Nerven, diese mit steifen Fingern zu Pflaumen
tupfern zu falten. Es warten chirurgische Stationen oder  

der OP auf diesen Nachschub. Damit können schwärende 
Wunden abgedeckt werden. 

Der Fernseher im Hintergrund bleibt aus. Unsere Kolle-
gin steht dabei, überwacht. Arbeit als Therapie, als Behand-
lung von Gebrechen? Wohl eher nicht. Aber Therapieauf-
sicht als Arbeit. 					     -tob

GEWINNERTEAM

 TVöD-K
1. Februar 2017 bis 28. Februar 2018

Durchgeschriebene Fassung des TVöD für den  

Dienstleistungsbereich Krankenhäuser im Bereich der  

Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (TVöD-K)  

vom 1. August 2006 (in der Fassung vom 29. April 2016)

Eingerichtet und mit ergänzenden Hinweisen

Durchgeschriebene 
Fassung des TVöD  
für Krankenhäuser  
im Bereich der Vereini-
gung der kommunalen 
Arbeitgeberverbände 
(TVöD-K) vom 1. Au-
gust 2006 eingerichtet 
und mit ergänzenden 
Hinweisen durch  
ver.di; Ausgabe  
Februar 2017;  
164 Seiten. 
tinyurl.com/tvoed-
download

Quelle: FSU-Fotozentrum

Habt ihr noch Fotos, die eure Arbeitsplätze 

vor 40, 60 oder 100 Jahren zeigen?  

Wir freuen uns über jede Einsendung!

redaktion.drei@verdi.de

Mit Arbeitsteilung zum Hauptgewinn

Quelle: Wissenschaftliches Institut der AOK, 2016                    Grafik: werkzwei Detmold

Belastungen in der Pflege besonders groß
Beschäftigte fühlen sich stark oder sehr stark belastet durch:

stationäre  Pflege übrige  Wirtschaftszweige

Termin- oder
Leistungsdruck

39,6 %
34,6 %

zu große
Arbeitsmengen

39,5 %
30,1 %

Schweres Heben
und Tragen

38,9 %
29,4 %

hohes 
Arbeitstempo

35,2 %
26,6 %
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